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Belastungen durch Bürokratie für Unternehmen, Berufsstand und Verwaltung aufgrund neuer EU-Gesetzgebung nehmen im-

mer mehr zu. Die EU-Kommission führt mit dem sog. One-in-One-out-Prinzip (OiOo) ein Instrument zur besseren Belastungs-

steuerung der Bürokratie ein. In Deutschland wurde dieses Prinzip bereits unter dem Stichwort Bürokratiebremse im Jahr

2015 eingeführt. Es bedeutet, dass neue Belastungen für Unternehmen nur in dem Maße eingeführt werden sollen, wie bishe-

rige Belastungen im selben Bereich abgebaut werden. Auf Ebene der EU-Gesetzgebung wird OiOo erst seit 2022 für Gesetz-

gebungsvorschläge der EU-Kommission angewandt. Insofern sind viele EU-Gesetzgebungsverfahren, die sich derzeit in Ver-

handlungen befinden, von diesem Prinzip nicht erfasst. Damit werden weitere Belastungen für Berufsstand und Mandanten

erwartet, so der DStV. Für die Zukunft wird daher eine konsequente Anwendung des Prinzips über sämtliche Gesetzgebungs-

verfahren hinaus erwartet. Sowohl der DStV als auch der Europäische Dachverband EFAA (European Federation of Accounts

and Auditors) setzen sich dafür ein, durch OiOo nicht nur für die Zukunft Belastungen zu bremsen, sondern das Instrument

solle auch für den Abbau bestehender Bürokratie genutzt werden. Um die Wirkung von OiOo deutlich zu machen, verlangt

die EFAA im Falle neuer Belastungen aufgrund von EU-Gesetzgebung mehr Transparenz im gesamten Gesetzgebungsverfah-

ren. Auch müsse die EU-Kommission die Kalkulation von Be- und Entlastung offenlegen. Nicht nur die EU-Kommission müsse

OiOo anwenden, sondern auch EU-Parlament und Rat der EU. Ob es so kommen wird?

Entscheidungen
EuGH: Grundsatz der Neutralität der Mehr-

wertsteuer – Effektivitätsgrundsatz – zu ho-

her Mehrwertsteuersatz auf einer Kaufrech-

nung – Rückzahlung des zu viel gezahlten

Betrags

Die Richtlinie 2006/112/EG des Rates vom

28. November 2006 über das gemeinsame

Mehrwertsteuersystem in der durch die Richt-

linie 2010/45/EU des Rates vom 13. Juli 2010

geänderten Fassung sowie der Grundsatz der

Neutralität der Mehrwertsteuer und der Effek-

tivitätsgrundsatz sind dahin auszulegen, dass

sie verlangen, dass dem Empfänger von Liefe-

rungen von Gegenständen ein Anspruch auf

Erstattung der zu Unrecht in Rechnung ge-

stellten Mehrwertsteuer, die er an seine Liefe-

rer gezahlt hat und die diese an die Staats-

kasse abgeführt haben, einschließlich der da-

mit zusammenhängenden Zinsen, unmittelbar

gegen die Steuerbehörde zusteht, wenn er

zum einen, ohne dass ihm Betrug, Missbrauch

oder Fahrlässigkeit vorgeworfen werden kön-

nen, diese Erstattung aufgrund der im natio-

nalen Recht vorgesehenen Verjährung nicht

mehr von diesen Lieferern fordern kann und

zum anderen formal die Möglichkeit besteht,

dass diese Lieferer, nachdem sie die ursprüng-

lich an den Empfänger dieser Lieferungen ge-

richteten Rechnungen berichtigt haben, im

Nachhinein von der Steuerbehörde die Erstat-

tung des zu viel gezahlten Betrags verlangen.

Wird die von der Steuerbehörde zu Unrecht

erhobene Mehrwertsteuer nicht innerhalb ei-

ner angemessenen Frist erstattet, ist der Scha-

den, der dadurch entstanden ist, dass der Be-

trag, der dieser zu Unrecht erhobenen Mehr-

wertsteuer entspricht, nicht verfügbar ist,

durch die Zahlung von Verzugszinsen auszu-

gleichen.
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EuGH: Steuerbefreiungen – Straßengüter-

transportumsätze in unmittelbarem Zusam-

menhang mit der Einfuhr von Gegenstän-

den – Beweisregelung – Art. 56 und 57

AEUV – Rückforderung von Mehrwertsteuer

durch einen Gebietsfremden

1. Art. 86 Abs. 1 Buchst. b und Abs. 2 sowie

Art. 144 der Richtlinie 2006/112/EG des Rates

vom 28. November 2006 über das gemeinsame

Mehrwertsteuersystem sind dahin auszulegen,

dass für die Zwecke der Gewährung der Mehr-

wertsteuerbefreiung, die für Beförderungsleis-

tungen vorgesehen ist, die mit der Einfuhr von

Gegenständen in Zusammenhang stehen, dann,

wenn die Beförderung einer in die Union einge-

führten Ware von einem Steuerpflichtigen zwi-

schen dem Mitgliedstaat, in dessen Gebiet sich

der Ort der Verbringung dieses Gegenstands in

die Europäische Union befindet, und einem in

einem anderen Mitgliedstaat gelegenen Bestim-

mungsort durchgeführt wird, die Registrierung

des Einfuhrumsatzes nicht bereits für sich ge-

nommen systematisch bedeutet, dass die Kosten

dieser Beförderung in der Bemessungsgrundla-

ge für die Mehrwertsteuer auf die eingeführte

Ware enthalten sind.

2. Art. 86 Abs. 1 Buchst. b und Abs. 2 sowie

Art. 144 der Richtlinie 2006/112 sind dahin aus-

zulegen, dass sie der Steuerpraxis eines Mitglied-

staats entgegenstehen, die darin besteht, die

Mehrwertsteuerbefreiung für Beförderungsleis-

tungen im Zusammenhang mit der Einfuhr von

Gegenständen automatisch mit der Begründung

zu versagen, dass der Steuerpflichtige die von

der nationalen Regelung vorgeschriebenen spe-

zifischen Dokumente nicht vorgelegt habe, ob-

wohl er andere Dokumente vorlegt, die keinen

Anlass für Zweifel an ihrer Echtheit und Zuver-

lässigkeit geben und die belegen können, dass

die Voraussetzungen, von denen diese Vorschrif-

ten das Recht auf Mehrwertsteuerbefreiung ab-

hängig machen, erfüllt sind.

3. Die Art. 56 und 57 AEUV sind dahin auszule-

gen, dass zum einen eine Leistung, die darin be-

steht, Mehrwertsteuer und Verbrauchsteuern bei

den Finanzverwaltungen mehrerer Mitgliedstaa-

ten zurückzufordern, eine Dienstleistung im

Sinne dieser Vorschriften darstellt und dass zum

anderen die Anwendung eines Quellensteuer-

abzugs von den Einkünften, die für eine von ei-

nem gebietsfremden Dienstleistungserbringer

erbrachte Dienstleistung erzielt werden, wäh-

rend eine von einem gebietsansässigen Dienst-

leister erbrachte gleichwertige Dienstleistung

nicht Gegenstand dieses Steuerabzugs ist, eine

Beschränkung des freien Dienstleistungsver-

kehrs darstellt. Diese Beschränkung kann durch

die Notwendigkeit, die effiziente Einziehung der

Steuer zu gewährleisten, gerechtfertigt sein, so-

weit sie zur Erreichung dieses Ziels geeignet ist

und nicht über das hinausgeht, was zur Errei-

chung dieses Ziels erforderlich ist.

4. Art. 56 AEUV ist dahin auszulegen, dass er ei-

ner nationalen Regelung, nach der in der Regel

gebietsfremde Dienstleistungserbringer wegen

ihrer Einkünfte aus den für die von ihnen er-

brachten Dienstleistungen bezogenen Vergü-

tungen an der Quelle besteuert werden, ohne

dass ihnen die Möglichkeit eines Abzugs von un-

mittelbar mit dieser Tätigkeit zusammenhän-

genden Betriebsausgaben gewährt wird, wäh-

rend gebietsansässigen Dienstleistern eine sol-

che Möglichkeit zugestanden wird, entgegen-

steht, es sei denn, die in dieser Regelung

enthaltene Beschränkung des freien Dienst-

leistungsverkehrs entspricht einem berechtigten

und mit dem AEU-Vertrag zu vereinbarenden

Ziel und ist durch zwingende Gründe des Allge-

meininteresses gerechtfertigt.

Prof. Dr. Michael

Stahlschmidt,

Ressortleiter Steuerrecht
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